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A 13 für alle

In Schleswig-Holstein ist ein 

neues Besoldungsgesetz im Ge-

setzgebungsverfahren, mit dem 

die A12 für Grundschullehrkräf-

te festgeschrieben werden soll. 

Die vom Bildungsministerium in 

Kiel vertretene Ansicht, dass die 

Arbeit an Grundschulen stärker 

pädagogisch geprägt sei und 

nicht von so hohen komplexen 

Anforderungen gekennzeichnet 

sei und deshalb geringer bezahlt 

werden soll, ist nicht haltbar, 

sondern macht die Geringschät-

zung deutlich, mit der der Arbeit 

mit jüngeren Kindern begegnet 

wird. Vor dem Hintergrund, dass 

gerade eiŶ Ŷeues Lehrkräte-

bildungsgesetz erlassen wor-

deŶ ist, iŶ deŵ die füŶjährige 
Ausbildung für alle Lehrämter 

festgeschrieben worden ist und 

auch 18 Monate Vorbereitungs-

dienst für alle verbindlich sind, 

wird hier gegen den Gleichheits-

grundsatz verstoßen! 

Auch in Hamburg wird über 

eine Neuordnung der Lehräm-

ter nachgedacht – eine behörd-

liche Arbeitsgruppe hat bereits 

ihre Arbeit aufgenommen – und 

eine Abtrennung des Grund-

schullehramtes von dem des 

MitelstufeŶlehraŵtes ersĐheiŶt 
möglich. Dies könnte damit ei-

Ŷer ZeŵeŶieruŶg der AϭϮ für 
GruŶdsĐhullehrkräte VorsĐhuď 
leisten. Ein falsches Signal auch 

bundesweit. Da die GEW seit vie-

len Jahren fordert, dass alle Lehr-

kräte, uŶaďhäŶgig daǀoŶ, aŶ 
ǁelĐher SĐhulforŵ sie täig siŶd, 
die gleiche Besoldung erhalten 

und wie andere Hochschulabsol-

ǀeŶiŶŶeŶ uŶd -aďsolǀeŶteŶ iŵ 
ÖfeŶtliĐheŶ DieŶst ŵiŶdesteŶs 
mit A13 besoldet werden müs-

sen, werden wir gemeinsam mit 

den GEW-Landesverbänden aus 

Bremen und Schleswig-Holstein 

akiǀ ǁerdeŶ. Wir forderŶ die 
sozialdeŵokraisĐheŶ BilduŶgs-

verantwortlichen aus allen drei 

Bundesländern auf, in ihrem je-

weiligen Zuständigkeitsbereich 

für eine einheitliche Besoldung 

zu sorgeŶ. Dies ǁäre das riĐhige 
Zeichen auch für ein Umdenken 

bundesweit. Die damit verbun-

dene Aufwertung einer haupt-

sächlich von Frauen ausgeübten 

Lehrtäigkeit aŶ GruŶdsĐhuleŶ ist 
iŶ ZeiteŶ ǀoŶ EŵaŶzipaioŶ uŶd 
der Forderung nach Förderung 

von Frauen sowie einem von 

der GroßeŶ KoaliioŶ geplaŶ-

ten Entgeltgleichheitsgesetz ein 

notwendiger und konsequenter 

SĐhrit. 
Noch ein Wort zur geplanten 

Kürzung bei der Junglehrer_in-

nenbildung. Alle Hamburger 

Schulleiter_innenverbände hat-

ten in dieser Woche zusammen 

mit Eltern- und Lehrer_innen-

verbänden und GEW einen Ap-

pell aŶ SeŶat uŶd BürgersĐhat 
gegen die geplante Kürzung bei 

der Junglehrer_innenausbildung 

ǀeröfeŶtliĐht. IŶ deŶ MedieŶ 
wurde breit darüber berichtet. 

IŶ deŵ Neǁsleter der SĐhulďe-

hörde vom 13.11.15 wird nun 

behauptet: „Bislang lagen die 

Fortbildungen der Berufsein-

gangsphase zum Teil innerhalb 

der regulären Unterrichtszeit. 

Probleme beim Unterrichtsaus-

fall und beim Vertretungsunter-

richt waren die Folge.“ Das ist 

eine dreiste Lüge. Die Fortbil-

dungsveranstaltungen der Be-

rufseingangsphase, die bisher 

für alle neueingestellten Lehrer_

iŶŶeŶ ǀerďiŶdliĐh ǁareŶ, iŶdeŶ 
außerhalb der Unterrichtszeit 

stat, iŶ der Regel ǀoŶ ϭ6-ϭ9 Uhr 
– die AutaktǀeraŶstaltuŶg sogar 
aŶ eiŶeŵ Saŵstag. OfeŶsiĐhtliĐh 
gehen dem Senator die Argu-

mente für seinen Kürzungsplan 

aus. Die GEW fordert, dass sich 

der Schulausschuss der Bürger-

sĐhat ŵögliĐhst sĐhŶell iŶ Forŵ 
einer Expert_innenanhörung mit 

der Berufseingangsphase und 

deŶ ǀoŶ SeŶator Raďe geplaŶteŶ 
KürzuŶgeŶ ďesĐhätigt. Die Qua-

litätsentwicklung der Schulen 

hängt in hohem Maße von der 

Qualität der Lehrer_iŶŶeŶausďil-
dung ab. Das gilt insbesondere 

angesichts der Herausforderun-

gen, vor die die Junglehrer_in-

nen u.a. durch Inklusion und 

Beschulung tausender Flücht-

lingskinder gestellt sind.
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